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Vorwort 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Versendung der Bescheide im Verfahren „Härteausgleich Straßenausbaubeitrag“ hat die 

Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge ein schwieriges Verfahren zum Abschluss gebracht. 

Als ich im Juni 2019 gefragt wurde, ob ich bereit sei, ehrenamtlich den Vorsitz der 

Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge zu übernehmen, habe ich nicht erwartet, dass dies 

etwa zweieinhalb Jahre dauern wird. So wie mir ging es allen Kolleginnen und Kollegen, die mit der 

Verteilung des Härtefallfonds zum Ausgleich besonderer Härten im Zusammenhang mit der 

Abschaffung der Straßenausbaubeiträge befasst waren. Zwar haben wir eine große Resonanz der 

bayerischen Bürgerinnen und Bürger erwartet. Dass das Verfahren aber einen derart großen 

Verwaltungsaufwand auslöst, war zu diesem Zeitpunkt keinem der Beteiligten bewusst.  

 

Dass wir trotz aller Hindernisse das Verfahren jetzt abschließen konnten, verdanken wir der 

zuverlässigen und engagierten Zusammenarbeit mit unserer Geschäftsstelle bei der Regierung von 

Unterfranken und insbesondere dem Bayerischen Landesamt für Statistik. Dieses hat zusammen mit 

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Härtefallkommission und der Geschäftsstelle die 

technischen Grundlagen geschaffen, um der Flut an Anträgen Herr zu werden und dabei die 

technischen Grundlagen für ein digitales Verwaltungsverfahren geschaffen. Daher möchte ich an 

dieser Stelle nochmals ausdrücklich den beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meinen 

herzlichen Dank für ihren engagierten Arbeitseinsatz aussprechen. 

Mein besonderer Dank gilt den Herren Staatsministern Herrmann und Aiwanger, die die 

Härtefallkommission stets unterstützt und ihr den Rücken gestärkt haben. 

 

Die Verteilung der vom Freistaat Bayern im Härtefallfonds bereitgestellten Mittel stellte einen 

Kraftakt dar, der den Mitgliedern der Härtefallkommission und ihren Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern häufig viel abverlangte. Gerade die unzureichende Mitwirkung einiger Antragsteller 

verhinderte eine zügigere Entscheidung der Kommission. Ziel des Abschlussberichtes ist es, Ihnen 

einen Einblick in das Verfahren zu geben. Hierzu werden neben den wesentlichen Meilensteinen des 

Verfahrens das Vorgehen der Kommission und einige statistische Auswertungen dargestellt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ihr 

 

Dr. Fischer-Heidlberger 

Vorsitzender der 

Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge 
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A) Meilensteine des Verfahrens „Härteausgleich 

Straßenausbaubeitrag“ 
 

Eine Übersicht hierzu finden Sie in Anlage 1 

 

Das Verfahren „Härteausgleich Straßenausbaubeitrag“ findet seine politische Grundlage im 

Koalitionsvertrag von CSU und FREIEN WÄHLERN „Für ein bürgernahes Bayern – menschlich, 

nachhaltig, modern“ vom 5. November 2018. Hierin wurde auf S. 12 Folgendes vereinbart: 

„Daneben werden wir einen Härtefallfonds in Höhe von 50 Mio. im Jahr 2019 auflegen. Damit 

können Härtefälle für die Zeit ab 1. Januar 2014 abgefedert werden. Die Entscheidung darüber 

trifft eine noch einzusetzende Kommission.“ 

 

Zur Umsetzung dieses politischen Zieles waren verschiedene Arbeitsschritte notwendig: 

 

1. Schaffung der Rechtsgrundlage  
Der Ministerrat beauftragte am 18. Dezember 2018 das Staatsministerium des Innern, für Sport und 

Integration, das Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie und das 

Staatsministerium der Finanzen und für Heimat mit der Vorbereitung der rechtlichen Grundlagen. Bis 

März 2019 sollte im Rahmen einer interministeriellen Arbeitsgruppe ein Konzept zur Schaffung des 

Härtefallfonds und des Verteilungsverfahrens entwickelt und vorgelegt werden. Im Zeitraum vom 

17. Januar 2019 bis zum 25. März 2019 tagte die Arbeitsgruppe mehrfach und erarbeitete die 

Grundlagen eines entsprechenden Gesetzesentwurfes.  

Im Rahmen eines ersten Runden Tisches am 21. März 2019 zum Thema „Härtefallkommission im 

Straßenausbaubeitragsrecht“, an dem neben Vertretern der Regierungsfraktionen auch Sprecher 

verschiedener Interessen- und Sozialverbände teilgenommen haben, wurde zudem die 

gesellschaftliche Sichtweise ermittelt und einbezogen. Wesentliche Aspekte für die Gestaltung des 

Art. 19a des Kommunalabgabengesetzes folgten aus diesem ersten Runden Tisch.  

Die Regierungsfraktionen brachten die rechtlichen Grundlagen des Verfahrens in einem 

Änderungsantrag zum Haushaltsgesetz 2019/2020 (BayLT, Drs. 18/346) ein. Dieser wurde am 24. Mai 

2019 mit dem Haushaltsgesetz beschlossen (GVBl. S. 266). In der Folge wurde weiterhin am 5. Juni 

2019 die Verordnung zum Härteausgleich Straßenausbaubeitrag vom Innenministerium im 

Einvernehmen mit dem Wirtschaftsministerium erlassen und verkündet (GVBl. S. 327). 

 

2. Ausgestaltung des Antragsverfahrens 
Parallel zum Gesetzgebungsverfahren wurden ein Formblattantrag und ein online-Antragsverfahren 

entwickelt, um eine Antragstellung ab dem 1. Juli 2019 zu ermöglichen. Nach § 3 der Verordnung 

zum Härteausgleich Straßenausbaubeitrag konnten Anträge nur mit dem zur Verfügung gestellten 

Antragsformular oder unter Nutzung des entsprechenden elektronischen Antragsverfahrens wirksam 

gestellt werden. 
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Eine Antragstellung konnte damit in Papier, im PDF-Format oder ganz einfach online erfolgen. Im 

online-Antragsmanager wurden die Antragsteller unkompliziert durch alle Fragen geführt und auf die 

erforderlichen Angaben und Nachweise hingewiesen. Hierdurch war eine Antragstellung ganz ohne 

Papierversand möglich.  

Im Antragszeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2019 gingen bei der Härtefallkommission und ihrer 

Geschäftsstelle knapp 14.500 Formblattanträge ein. Etwa 40 % hiervon wurden über den online-

Antragsmanager gestellt.  

 

3. Schaffung der Verfahrensgrundlagen 
Um der Härtefallkommission die benötigten Arbeitsgrundlagen zur Verfügung zu stellen und das 

Verfahren zu beschleunigen, wurde zusammen mit dem Landesamt für Statistik eine unterstützende 

Computeranwendung gefertigt. Herzstück dieser Anwendung ist eine Datenbank, in die die 

entscheidungserheblichen Antragsdaten eingetragen wurden. Mit der Anwendung konnten für die 

Entscheidungsfindung der Härtefallkommission bestimmte Auswertungen und Systematisierungen 

der Anträge vorgenommen werden. So wurde sichergestellt, dass wesentlich gleiche Sachverhalte 

auch gleichbehandelt werden.  

Weiterhin unterstützte die Anwendung nach Übernahme der von der Härtefallkommission 

zuerkannten Härteausgleichszahlungen und Ablehnungsentscheidungen die Geschäftsstelle bei der 

Fertigung der Bescheide.  

 

4. Errichtung der Härtefallkommission und ihrer Geschäftsstelle 
Nach Art. 19a Abs. 2 Satz 2 des Kommunalabgabengesetzes gehören der Härtefallkommission ein 

vom Ministerrat benanntes Mitglied, das den Vorsitz führt, zwei vom Innenministerium benannte 

Mitglieder und zwei vom Wirtschaftsministerium benannte Mitglieder an. Diese wurden vom 

Innenminister berufen. Der Vorsitzende der Härtefallkommission wurde mit Schreiben vom 10. Juli 

2019, die übrigen Mitglieder mit Schreiben vom 28. Juli 2019 ernannt.  

Die Härtefallkommission hatte insgesamt 24 Sitzungstage, in denen sie die Entscheidungsfindung 

vorbereitet und die abschließende Entscheidung getroffen hat. Zur Vorbereitung der abschließenden 

Verteilung des Härtefallfonds hat die Härtefallkommission etwa 300 verfahrensleitende Beschlüsse 

getroffen. 

Weiterhin wurde zur Unterstützung der Arbeit der Härtefallkommission nach Art. 19a Abs. 4 Satz 1 

des Kommunalabgabengesetzes im Geschäftsbereich des Innenministeriums eine Geschäftsstelle 

eingerichtet. Diese wurde nach § 2 Satz 1 der Verordnung zum Härteausgleich Straßenausbaubeitrag 

bei der Regierung von Unterfranken angesiedelt.  

Entsprechend den in jedem Arbeitsabschnitt anfallenden Aufgabenzuschnitten wurde die 

Personalstruktur der Geschäftsstelle im Hinblick auf die Qualifikation und Zahl der Mitarbeiter 

angepasst. Fing die Geschäftsstelle ihre Arbeit am 1. Juli 2019 noch mit sieben Personen an, so waren 

bei ihr zum 1. Februar 2020 bereits 16 Mitarbeiter beschäftigt. Zum 9. November 2020 betrug die 

Anzahl der Mitarbeiter bereits 25 und zum 17. Mai 2021 33 Personen. Zum 1. April 2022 sind noch 17 

Mitarbeiter bei der Geschäftsstelle beschäftigt. Die Qualifikationen der Mitarbeiter reichen von der 

Besoldungsgruppe E5 bis E14.  
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5. Wesentliche Arbeitsschritte der Härtefallkommission 
a) Befüllung der Datenbank 

Um die Entscheidung der Härtefallkommission über die Verteilung des Härtefallfonds zu 

ermöglichen, wurden die gestellten Anträge in die Datenbank eingepflegt. Dies war bei den über den 

online-Antragsmanager gestellten Anträgen automatisch möglich, die in Papier oder PDF gestellten 

Anträge mussten von der Geschäftsstelle vorher in ein digital lesbares Format gebracht werden.  

b) Nacherhebung fehlender Informationen und Unterlagen 

Da bei etwa zwei Dritteln der gestellten Anträge entscheidungserhebliche Informationen oder 

Nachweise fehlten, mussten die Härtefallkommission und ihre Geschäftsstelle diese bei den 

Antragstellern nachfordern. Hierfür konnte die Härtefallkommission nach Art. 19a Abs. 6 Satz 2 und 3 

des Kommunalabgabengesetzes Ausschlussfristen setzen. Die Härtefallkommission fing damit bereits 

Ende des ersten Quartales 2020 an. Da zu diesem Zeitpunkt die corona-bedingten Einschränkungen 

begannen, konnten die Ausschlussfristen nicht zu knapp bemessen werden.  

Die Anforderung und Übertragung der benötigten Daten wurde von der Geschäftsstelle 

vorgenommen und von der Härtefallkommission engmaschig kontrolliert. Bereits in diesem 

Verfahrensabschnitt wurden die wesentlichen Grundlagen für die Verteilung des Härtefallfonds 

gelegt. Dies stellte aber auch den arbeits- und zeitintensivsten Arbeitsschritt dar. Hierbei stellte sich 

unter anderem heraus, dass in den gestellten knapp 14.500 Anträgen etwa 20.000 Anträge im 

rechtlichen Sinn enthalten waren. Das lag unter anderem daran, dass viele Antragsteller für mehrere 

Beitragspflichten und Grundstücke zusammen nur einen förmlichen Antrag gestellt hatten.  

c) Verteilung des Härtefallfonds 

Nachdem alle Anträge vollständig vorlagen und die Datengrundlagen von der Härtefallkommission 

und ihrer Geschäftsstelle überprüft worden waren, begann die Härtefallkommission mit der 

Einzelfallwertung unter Berücksichtigung der Umstände aller gestellten Anträge. Da in vielen 

Bereichen die Zulässigkeitskriterien mit den Verteilungskriterien des Art. 19a des 

Kommunalabgabengesetzes eng verzahnt sind, mussten die Würdigungen aufeinander abgestimmt 

werden.  

Bei der Entscheidungsfindung wurde die Härtefallkommission von der Computeranwendung 

unterstützt, die ihr durch verschiedene Auswertungen und Aufbereitungen der Daten einen 

Überblick über die Anträge insgesamt, über vergleichbare Fallgestaltungen und über die 

Auswirkungen von Einzelfallentscheidungen bei Übertragung der Entscheidungslinie auf alle Anträge 

aufzeigte.  

Die Entscheidungs- und Verteilungsphase konnte mit abschließender Entscheidung der 

Härtefallkommission über alle Anträge am 29. Dezember 2021 beendet werden. Hierbei wurde der 

einmalig zur Verfügung stehende Betrag von 50 Millionen Euro auf die zulässigen Anträge verteilt. 

Die getroffenen Entscheidungen wurden von der Geschäftsstelle der Härtefallkommission umgesetzt 

und mit Unterstützung der Computeranwendung knapp 20.000 Bescheide gefertigt. Ende März 2022 

wurden die Bescheide versandt und die von der Härtefallkommission zuerkannten Beträge 

ausbezahlt.  

 

Gegen die getroffene Verteilungsentscheidung wurde in 282 Fällen (Stand: 13. Mai 2022) Klage 

eingelegt. 
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B) Die Information und Einbeziehung der Öffentlichkeit über die 

Arbeit der Härtefallkommission 
 

1. Information der Öffentlichkeit 
Die Härtefallkommission und das Innenministerium haben den Bayerischen Landtag und die 

Öffentlichkeit seit Verfahrensbeginn über alle wesentlichen Verfahrensschritte zuverlässig informiert.  

So wurden die wesentlichen Verfahrensfortschritte und auch die Schwierigkeiten des Verfahrens 

proaktiv in folgenden Pressemitteilungen kommuniziert: 

• Gemeinsame Pressemitteilung des Innenministeriums und des Wirtschaftsministeriums vom 

25. Juni 2019 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2019/213/index.php; 

https://www.stmwi.bayern.de/presse/pressemeldungen/pressemeldung/180-2019/)  

• Pressemitteilungen des Innenministeriums vom 10. Juli 2019 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2019/242/index.php)  

• Pressemitteilungen des Innenministeriums vom 16. September 2019 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2019/309/index.php) 

• gemeinsame Pressemitteilung von Staatsminister Herrmann und Staatsminister Aiwanger 

vom 5. Dezember 2019 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2019/406/index.php) 

• gemeinsame Pressemitteilung von Staatsminister Herrmann und Staatsminister Aiwanger 

vom 3. Januar 2020 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2020/2/index.php) 

• gemeinsame Pressemitteilung von Staatsminister Herrmann und Staatssekretär Weigert vom 

23. Juni 2020 

(https://www.innenministerium.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2020/183

/index.php)  

• Pressemitteilung der Härtefallkommission vom 21. Dezember 2020 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2020/368/index.php)  

• gemeinsame Pressemitteilung von Staatsminister Herrmann und Staatsminister Aiwanger 

vom 24. November 2021 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2021/316/index.php; 

https://www.stmwi.bayern.de/presse/pressemeldungen/pressemeldung/430-2021/) 

• Pressemitteilung der Härtefallkommission vom 29. Dezember 2021 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2021/352/index.php)  

• Pressemitteilungen des Innenministeriums und des Wirtschaftsministeriums vom 25. März 

2022 

(https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2022/83/index.php; 

https://www.stmwi.bayern.de/presse/pressemeldungen/pressemeldung/154-2022/)  

 

Auch hat das Innenministerium stets die Anfragen der Abgeordneten ausführlich beantwortet. Hier 

ist insbesondere auf folgende zum Großteil druckgelegte Antworten auf Schriftliche Anfragen zu 

verweisen: 

• Antwort des Innenministeriums vom 25. Juni 2019 auf die Schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Adelt vom 23. Mai 2019 (Drs. 18/2648 vom 9. August 2019)  

https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2019/213/index.php
https://www.stmwi.bayern.de/presse/pressemeldungen/pressemeldung/180-2019/
https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2019/242/index.php
https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2019/309/index.php
https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2019/406/index.php
https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2020/2/index.php
https://www.innenministerium.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2020/183/index.php
https://www.innenministerium.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2020/183/index.php
https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2020/368/index.php
https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2021/316/index.php
https://www.stmwi.bayern.de/presse/pressemeldungen/pressemeldung/430-2021/
https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2021/352/index.php
https://www.stmi.bayern.de/med/pressemitteilungen/pressearchiv/2022/83/index.php
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• Antwort des Innenministeriums auf die Anfrage zum Plenum zur Plenarsitzung am 

27. November 2019 des Abgeordneten Dr. Kaltenhauser (Drs. 18/5058 vom 25.11.2019)  

• Antwort des Innenministeriums vom 17. März 2020 auf die Schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Pschierer vom 14. Februar 2020 (Drs. 18/6948 vom 20. April 2020) 

• Antwort des Innenministeriums vom 19. März 2020 auf die Schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Adelt vom 17. Februar 2020 (Drs. 18/7116 vom 30. April 2020) 

• Antwort des Innenministeriums vom 4. Juni 2020 auf die schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Becher vom 11. Dezember 2019 (Drs. 18/8228 vom 19. Juni 2020) 

• Antwort des Innenministeriums vom 29. Juli 2020 auf die Schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Adelt vom 24. Juli 2020 

• Antwort des Innenministeriums vom 10. November 2020 auf die Schriftliche Anfrage der 

Abgeordneten Dr. Strohmayr vom 26. Oktober 2020 (Drs. 18/11186 vom 23. Dezember 2020) 

• Antwort des Innenministeriums vom 7. August 2021 auf die Schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Becher vom 12. Juli 2021 (Drs. 18/17621 vom 24. September 2021) 

• Antwort des Innenministeriums vom 16. März 2022 auf die Schriftliche Anfrage des 

Abgeordneten Franz Josef Pschierer vom 16. Februar 2022 (noch nicht druckgelegt) 

 

Daneben hat der Vorsitzende der Härtefallkommission am 3. Februar 2021 im Ausschuss für 

kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport des Bayerischen Landtags einen ausführlichen 

Bericht über den Stand des Verfahrens „Härteausgleich Straßenausbaubeitrag“ gegeben und in 

diesem Zusammenhang gestellte Fragen der Abgeordneten ausführlich beantwortet. Hierüber 

berichteten verschiedene regionale und überregionale Zeitungen. 

 

2. Beteiligung der Öffentlichkeit 
Weiterhin haben das Innen-, das Wirtschaftsministerium und die Härtefallkommission die 

Öffentlichkeit in den verschiedenen Verfahrensabschnitten im Rahmen von Runden Tischen beteiligt. 

Hierzu waren – wie beim ersten Runden Tisch zum Thema „Härtefallkommission im 

Straßenausbaubeitragsrecht“ – Vertreter verschiedener Interessensverbände beteiligt. Ziel der 

Runden Tische war es einerseits über den Verfahrensfortschritt und die Probleme zu informieren und 

andererseits Anregungen für die Verfahrensgestaltung zu erhalten. Die Runden Tische fanden am 23. 

Juni 2020 und am 23. November 2021 statt.  
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C) Allgemeines zum Verfahren 
 

Mit Art. 19a Abs. 1 Satz 2 des Kommunalabgabengesetzes hat der Freistaat Bayern einen 

Härtefallfonds in Höhe von einmalig 50 Mio. € eingerichtet. Dieser dient nach Art. 19a Abs. 1 Satz 1 

des Kommunalabgabengesetzes dem anteiligen Ausgleich besonderer Härten durch 

Straßenausbaubeiträge, die nach den Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes im Zeitraum 

vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2017 erhoben wurden.  

Hierbei handelt es sich nach Art. 19a Abs. 8 des Kommunalabgabengesetzes um eine freiwillige 

Leistung des Freistaates, auf die kein Rechtsanspruch besteht.  

 

Das Verfahren „Härteausgleich Straßenausbaubeitrag“ ist im Gesamtkontext mit der Abschaffung der 

Straßenausbaubeiträge zum 1. Januar 2018 zu sehen. Der Bayerische Gesetzgeber hat zur 

Ermöglichung eines verträglichen Überganges des Finanzierungsregimes verschiedene 

Unterstützungsleistungen geschaffen: So hat er für die Kommunen in Art. 19 Abs. 9 des 

Kommunalabgabengesetzes ein Erstattungsverfahren für bestimmte entgangene Beiträge errichtet 

und unterstützt diese nach Art. 13h des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes mit den so genannten 

Straßenausbaupauschalen. Ergänzend hierzu hat der Gesetzgeber mit dem „Härteausgleich 

Straßenausbaubeitrag“ in Art. 19a des Kommunalabgabengesetzes ein Verfahren geschaffen, dass 

anteilig besondere Härten ausgleichen soll, die durch die besondere Übergangssituation bei den 

betroffenen Anliegern entstanden sind. So soll der Übergang der Finanzierungsgestaltung für alle 

Betroffenen verträglich gestaltet werden. 

 

Zur Entscheidung über die Verteilung des Härtefallfonds hat der Freistaat in Art. 19a Abs. 2 Satz 1 des 

Kommunalabgabengesetzes die unabhängige und an fachliche Weisungen nicht gebundene 

Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge berufen.   
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D) Statistische Auswertung der gestellten Anträge 
 

Bei der Härtefallkommission und ihrer Geschäftsstelle gingen im Antragszeitraum knapp 14.500 

Formblattanträge ein; diese enthielten knapp 20.000 Anträge im rechtlichen Sinne.  

Statistisch lässt sich zu den gestellten Anträgen Folgendes festhalten: 

 

1. Verteilung der Anträge auf die Regierungsbezirke 
Innerhalb Bayerns verteilen sich die Anträge wie folgt auf einzelnen Regierungsbezirke: 

 

 

2. Verteilung der Grundstücke auf die Landkreise 
Die den innerhalb der Antragsfrist gestellten Anträgen zu Grunde liegenden Grundstücke verteilen 

sich wie folgt auf die Landkreise und kreisfreien Städte in Bayern: 

Landkreis/kreisfreie Stadt Betroffene Grundstücke 

Aichach-Friedberg 162 

Aisch-Bad Windsheim 288 

Altötting 155 

Amberg 45 

Amberg-Sulzbach 307 

Ansbach 2 

Ansbach (Land) 479 

Aschaffenburg 13 

Aschaffenburg (Land) 1333 

Augsburg 23 

Augsburg (Land) 314 

Bad Kissingen 384 

Bad Tölz-Wolfratshausen 112 

Bamberg 22 

Bamberg (Land) 352 

Bayreuth 38 

Oberbayern; 
23%

Niederbayern; 
3%

Oberpfalz; 13%

Oberfranken; 
10%

Mittelfranken; 
11%

Unterfranken; 
27%

Schwaben; 13%

VERTEILUNG DER GESTELLTEN ANTRÄGE 
AUF DIE REGIERUNGSBEZIRKE
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Bayreuth (Land) 78 

Berchtesgadener Land 125 

Cham 201 

Coburg 1 

Coburg (Land) 78 

Dachau 149 

Deggendorf 24 

Dillingen an der Donau 167 

Dingolfing-Landau 93 

Donau-Ries 470 

Ebersberg 34 

Eichstätt 498 

Erding 18 

Erlangen 10 

Erlangen-Höchststadt 207 

Forchheim 424 

Freising 485 

Freyung-Grafenau 10 

Fürstenfeldbruck 536 

Fürth 40 

Fürth (Land) 178 

Garmisch-Partenkirchen 289 

Günzburg 234 

Haßberge 173 

Hof 16 

Hof (Land) 260 

Ingolstadt 121 

Kaufbeuren 50 

Kelheim 225 

Kempten (Allgäu) 77 

Kitzingen 375 

Kronach 216 

Kulmbach 27 

Landshut 17 

Landshut (Land) 91 

Landsberg am Lech 60 

Lichtenfels 66 

Lindau (Bodensee) 29 

Main-Spessart 534 

Memmingen 19 

Miesbach 115 

Miltenberg 660 

Mühldorf am Inn 81 

München 117 

München (Land) 177 

Neuburg-Schrobenhausen 83 

Neumarkt in der Oberpfalz 269 

Neustadt an der Waldnaab 394 

Neu-Ulm 219 
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Nürnberg 109 

Nürnberger Land 143 

Oberallgäu 183 

Ostallgäu 271 

Passau 0 

Passau (Land) 5 

Pfaffenhofen an der Ilm 162 

Regen 33 

Regensburg 112 

Regensburg (Land) 393 

Rhön-Grabfeld 235 

Rosenheim 72 

Rosenheim (Land) 493 

Roth (Land) 400 

Rottal-Inn 16 

Schwabach 35 

Schwandorf 383 

Schweinfurt 2 

Schweinfurt (Land) 276 

Starnberg 73 

Straubing 26 

Straubing-Bogen 21 

Tirschenreuth 251 

Traunstein 246 

Unterallgäu 136 

Weiden i.d.OPf. 12 

Weilheim-Schongau 47 

Weißenburg-Gunzenhausen 97 

Wunsiedel im Fichtelgebirge 154 

Würzburg 208 

Würzburg (Land) 728 

 

3. Gesamtsumme der begehrten Härteausgleichszahlungen 
Die Gesamtsumme der begehrten Härteausgleichszahlungen, die den gestellten Anträgen zu Grunde 

liegen, betrug knapp 130 Millionen Euro. In dieser Summe sind neben Straßenausbaubeiträgen aus 

verschiedensten Zeiträumen beispielsweise auch nicht ausgleichsfähige Erschließungsbeiträge und 

andere öffentlich-rechtliche Abgaben, aber auch Schäden an Gebäuden enthalten.  
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E) Auswertung der abgelehnten Anträge 
 

Der Gesetzgeber hat die Stellung eines zulässigen Antrages auf Bewilligung eines Härteausgleichs in 

Art. 19a des Kommunalabgabengesetzes an verschiedene Voraussetzungen geknüpft: So konnten 

Anträge auf Bewilligung eines Härteausgleichs Straßenausbaubeitrag wirksam nur mit dem zur 

Verfügung gestellten Antragsformular oder unter Nutzung des entsprechenden elektronischen 

Antragsverfahrens gestellt werden (§ 3 Verordnung zum Härteausgleich Straßenausbaubeitrag – 

BayHärteV).  

Sie konnten zulässigerweise nur im Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2019 (Art. 19a Abs. 5 

Satz 1 KAG) von natürlichen Personen, Personengesellschaften und juristischen Personen, bei denen 

kein überwiegender Einfluss des Staates besteht, gestellt werden (Art. 19a Abs. 7 Sätze 1 bis 3 KAG). 

Wenn der Bescheid oder die Vereinbarung, durch die eine Zahlungspflicht geschaffen wurde, an 

mehrere Personen gemeinschaftlich gerichtet worden ist, konnten die Adressaten oder die 

Vertragsparteien einen Antrag nur gemeinschaftlich stellen (Art. 19a Abs. 5 Satz 2 KAG).  

Eine Antragsbefugnis bestand des Weiteren nur bei den Personen,  

• gegen die nach den Bestimmungen des KAG durch Bescheid, Vergleich oder Vereinbarung im 

Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2017 Straßenausbaubeiträge, 

entsprechende Vorauszahlungen oder eine entsprechende Ablöse in Höhe von mindestens 

2.000 Euro festgesetzt wurden, soweit die Beiträge nicht erlassen oder anderweitig erstattet 

worden sind, 

• die bei Antragstellung Eigentümer oder beitragspflichtig dinglich Nutzungsberechtigte des 

Grundstücks waren, auf das die Belastung zurückgeht,  

• und die im Jahr der Festsetzung der Belastung über ein zu versteuerndes Einkommen von 

nicht mehr als 100.000 Euro, bei Zusammenveranlagung von Ehegatten oder Lebenspartnern 

von nicht mehr als 200.000 Euro verfügten (Art. 19a Abs. 7 Satz 4 KAG). Ist der Bescheid oder 

die Vereinbarung, durch die eine Zahlungspflicht in Bezug auf eine Straßenausbaumaßnahme 

geschaffen wird, an mehrere Personen gemeinschaftlich oder an eine Personengesellschaft 

gerichtet, so bestimmt sich die Einkommensgrenze aus der Summe der einzelnen 

Einkommensgrenzen und das relevante Einkommen aus der Summe der Einkommen der 

einzelnen Personen oder Gesellschafter (Art. 19a Abs. 7 Satz 7 KAG). 
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1. Verteilung der abgelehnten Anträge auf die Regierungsbezirke 
Die unzulässigen, innerhalb der Antragsfrist gestellten Anträge verteilen sich wie folgt auf die 

Regierungsbezirke: 

 

 

2. Verteilung der Ablehnungsgründe 
Die betroffenen Anträge wurden aus folgenden Gründen abgelehnt: 
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F) Auswertung der bewilligten Härteausgleichszahlungen 
 

Bei 55 % der im Antragszeitraum gestellten knapp 20.000 Anträgen lagen die 

Zulässigkeitsvoraussetzungen vor, sodass sie bei der Verteilung des Härtefallfonds berücksichtigt 

werden konnten. Hiervon erhielten etwa 52 % einen Härteausgleich in Höhe des festgesetzten 

Beitrages abzüglich des Selbstbehaltes von 2.000 Euro, d.h. den nach den rechtlichen Vorgaben 

maximal möglichen Betrag (s.u.).  

Eine ausgleichsfähige Härte liegt bei einem zulässigen Antrag insoweit vor, als die Belastung dem 

Betroffenen unter Berücksichtigung insbesondere systemischer Härten, der zeitlichen Nähe der 

Bekanntgabe des Beitragsbescheids zum 1. Januar 2018, der Einkommensverhältnisse und der Höhe 

des Beitrags nicht zugemutet werden kann (Art. 19a Abs. 9 Satz 1 KAG). Der Kommission kam 

hinsichtlich des Vorliegens einer Härte sowie deren Gewichtung ein freier Beurteilungsspielraum zu 

(Art. 19a Abs. 9 Satz 2 KAG). Der Härteausgleich konnte dabei maximal in Höhe der geleisteten 

Beiträge abzüglich eines Selbstbehaltes in Höhe von 2.000 Euro bewilligt werden (Art. 19a Abs. 9 Satz 

3 KAG). 

Die einmalig zur Verfügung stehenden 50 Millionen Euro wurden entsprechend den im Gesetz 

genannten Kriterien unter Berücksichtigung der Art der Belastungen, die den übrigen zulässigen 

Anträgen zugrunde liegen, und der sonstigen bekannten Umstände des Einzelfalles im Rahmen einer 

Gesamtschau auf die zulässigen Anträge verteilt. Dabei hat die Härtefallkommission die Kriterien des 

Art. 19a Abs. 9 KAG in jedem Einzelfall wie folgt gewichtet: Die zeitliche Nähe zum Stichtag floss zu 

40 %, das zu versteuernde Einkommen zu 20 %, die Höhe des Beitrags zu 20 %, die systemische Härte 

zu 10 % und die besonderen Umstände zu 10 % in das Gesamtergebnis ein. Weiterhin bewertete die 

Kommission im Rahmen einer Gesamtschau die Einzelfallumstände jeweils unter Berücksichtigung 

der in den übrigen zulässigen Anträgen vorgetragenen Umstände. Die Kommission beschloss im 

Rahmen ihres Beurteilungsspielraums, Umstände, die lediglich einen Ausgleich von unter 10 Euro 

gerechtfertigt hätten, regelmäßig nicht als ausgleichsfähige Härte anzusehen.  

 

1. Verteilung der zulässigen Anträge auf die Regierungsbezirke 
Die zulässigen Anträge verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Regierungsbezirke: 
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2. Auswertung der zulässigen Anträge im Hinblick auf die einzelnen Kriterien 
Zu den einzelnen Verteilungskriterien lässt sich Folgendes statistisch festhalten: 

a) Die Gesamtsumme der festgesetzten Straßenausbaubeiträge, die den zulässigen Anträgen zu 

Grunde liegt, betrug 76.463.919,65 Euro. Der Medianbeitrag aller zulässigen Anträge liegt bei 

5.222,32 Euro.  

Die Höhe der Straßenausbaubeiträge verteilte sich wie folgt auf die zulässigen Anträge: 
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Verteilung der Beiträge nach ihrer Höhe
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b) Für einen Härteausgleich berücksichtigungsfähig waren nur Beitragsfestsetzungen im Zeitraum 

vom 1. April 2014 bis 31. Dezember 2017. Innerhalb dieses Zeitraumes verteilten sich die 

Beitragsfestsetzungen der zulässigen Anträge wie folgt: 

 

 

c) Der Median des den zulässigen Anträgen zu Grunde liegenden zu versteuernden Einkommens 

betrug 33.951 Euro. Die Einkommensverhältnisse waren bei den zulässigen Anträgen wie folgt 

verteilt: 

 

 

d) Die Härtefallkommission erkannte in 3,6 % der bei zulässigen Anträgen vorgetragenen Umstände 

das Vorliegen einer „systemischen Härte“ zu. Dies war insbesondere dann der Fall, wenn allein auf 

Grund der konkreten Stichtagswahl (Festsetzung des Beitrages bis 1. Januar 2018) eine besondere, 

bis zu diesem Zeitpunkt nicht bestehende, den Betroffenen benachteiligende oder im Vergleich zu 

gleichen Fallgestaltungen schlechter stellende Situation entstanden ist. 
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e) In 0,1 % der vorgetragenen Umstände wurden von der Härtefallkommission weitere „besondere 

Umstände“ angenommen. Dies war insbesondere dann der Fall, wenn auf Grund der weiteren, noch 

nicht durch die gesetzlich vorgegebenen Kriterien abgebildeten Umstände des Einzelfalls ein 

besonderer Härtefall entstanden war, der zu der aus der Übergangssituation resultierenden Härte 

hinzutritt. 
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G) Häufig gestellte Fragen 
 

Anliegend finden sich die Antworten auf die am häufigsten von den Antragstellern nach 

Bescheidversand gestellten Fragen: 

Warum habe ich für einen Antrag mehrere Bescheide erhalten? 

Nach Art. 19a Abs. 7 KAG wird ein Härteausgleich für die Festsetzung eines Straßenausbaubeitrags 

für ein Grundstück bei Vorliegen einer besonderen Härte gewährt. Gemeint ist hierbei das 

Buchgrundstück, also das auf einem Grundbuchblatt bzw. auf einem Grundbuchblatt mit einer 

besonderen Nummer im Verzeichnis enthaltene Grundstück. Gleiches gilt für 

Wohnungseigentumsanteile. Dementsprechend wurde für jede Beitragspflicht ein 

Verwaltungsvorgang angelegt und mit einem Bescheid abgeschlossen. Die Beitragspflicht richtet sich 

hierbei nach dem betroffenen Grundstück, der betroffenen Anlage und der betroffenen Maßnahme.  

Wieso haben alle Erben einen Bescheid bekommen? 

Nach Art. 41 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG ist ein Verwaltungsakt demjenigen bekanntzugeben, für den er 

bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird. Wenn ein Antragsteller verstorben ist und von 

mehreren Personen als Erbengemeinschaft beerbt wird, ist der Verwaltungsakt grundsätzlich jedem 

der Erben gegenüber bekannt zu geben. Die Erben können eine einzelne Person als Verfahrensführer 

bevollmächtigen. Dann wird nur ein Bescheid versendet.  

Wieso hat die Verteilung des Härtefallfonds so lange gedauert?  

Die Prüfung der Voraussetzungen, einen Härteausgleich zu erhalten, ist im Rahmen eines 

verantwortungsbewussten Umgangs mit Steuergeldern unvermeidlich. Für diese Prüfung war die 

gesicherte Kenntnis aller entscheidungserheblichen Umstände bei allen Anträgen erforderlich. Da 

viele Anträge unvollständig waren und häufig die geforderten Nachweise für die Anträge fehlten, 

musste die Härtefallkommission die für die Entscheidung erheblichen Informationen und Unterlagen 

bei den Antragstellern anfordern. Der zeitliche Horizont der Entscheidung über die Anträge hing 

damit maßgeblich von der Mitwirkung der einzelnen Antragsteller ab. Durch einzelne Antragsteller 

verursachte Verzögerungen haben sich nachteilig auf die gesamte Verfahrensdauer ausgewirkt.  

Warum wurden mir die festgesetzten Beiträge nicht vollständig erstattet? 

Nach Art. 19a Abs. 1 KAG bezweckt der Härteausgleich einen anteiligen Ausgleich besonderer Härten 

und keine Rückerstattung der Beiträge. Für die Verteilung des Härtefallfonds auf die zulässigen 

Anträge wurde die Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge berufen. Diese hat vom 

Gesetzgeber in Art. 19a Abs. 9 KAG bezüglich des Vorliegens und der Gewichtung einer Härte einen 

freien Beurteilungsspielraum erhalten. Bei ihrer Entscheidung muss sie insbesondere folgende 

Kriterien im Einzelfall und in Gesamtschau mit allen zulässigen Anträgen berücksichtigen: das 

Vorliegen von systemischen Härten, die zeitliche Nähe der Bekanntgabe des Beitragsbescheids zum 

31. Dezember 2017, die Einkommensverhältnisse des Antragstellers und die Höhe des Beitrags. Der 

Gesetzgeber hat sich damit bewusst gegen das Windhundprinzip und für eine einzelfallgerechte 

Verteilung der Mittel ausgesprochen. Ein Härteausgleich kann nach Art. 19a Abs. 9 Satz 3 KAG 

maximal in Höhe der Beiträge abzüglich eines Selbstbehaltes in Höhe von 2.000 € gewährt werden. 

Eine Vollerstattung ist daher nicht möglich. 
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Wie berechnet sich der mir gewährte Härteausgleich? 

Nach Art. 19a Abs. 9 Satz 1 KAG liegt eine ausgleichsfähige Härte nur vor, soweit die Belastung dem 

Betroffenen unter Berücksichtigung insbesondere systemischer Härten, der zeitlichen Nähe der 

Bekanntgabe des Beitragsbescheids zum 31. Dezember 2017, der Einkommensverhältnisse und der 

Höhe des Beitrags nicht zugemutet werden kann. Bezüglich des Vorliegens einer Härte und deren 

Gewichtung kommt der Härtefallkommission ein freier Beurteilungsspielraum zu. In Ausübung dieses 

Spielraums hat die Härtefallkommission als Kollegialorgan die konkreten Umstände jedes Einzelfalls 

im Hinblick auf die im Gesetz genannten Kriterien im Rahmen einer Gesamtschau mit allen Anträgen 

bewertet und einen dem entsprechenden Härteausgleich gewährt. 

Warum wurde mein Antrag wegen fehlender Mitwirkung abgelehnt? 

Nach Art. 19a Abs. 6 Satz 3 KAG wird ein Antrag ohne weitere Prüfung abgelehnt, wenn der 

Antragsteller seiner Mitwirkungspflicht nicht fristgerecht nachkommt und auf Verlangen der 

Kommission nicht unverzüglich glaubhaft macht, dass die Verspätung nicht auf seinem Verschulden 

beruht. Da viele Anträge unvollständig waren und häufig die geforderten Nachweise für die Anträge 

fehlten, musste die Härtefallkommission die für die Entscheidung erheblichen Informationen und 

Unterlagen bei den Antragstellern anfordern. Hierfür setzte sie eine Ausschlussfrist und wies auf die 

Folgen der Fristversäumung hin. Innerhalb dieser Frist mussten alle angefragten Informationen 

vorgetragen und alle geforderten Unterlagen vollständig bei der Geschäftsstelle der 

Härtefallkommission vorgelegt werden. Hierbei war darauf zu achten, dass gerade die 

entscheidungserheblichen Angaben, wie z.B. das zu versteuernde Einkommen in den übermittelten 

Nachweisen enthalten waren. Aus dem jeweiligen Dokument musste sich auch die Zuordenbarkeit 

zum Antragsteller ergeben. Gleichzeitig war es erforderlich, dass die Nachweise und Informationen 

den geforderten Zeitrahmen betroffen haben und z.B. Eigentumsnachweise geeignet waren, das 

Eigentum im Zeitpunkt der Antragstellung nachzuweisen.  

Warum wurde mein Antrag wegen der fehlenden Festsetzung von Straßenausbaubeiträgen 

abgelehnt? 

Nach Art. 19a Abs. 1 KAG kann ein Härteausgleich nur bei einer Festsetzung von 

Straßenausbaubeiträgen gewährt werden.  

• Grundlegend zu unterscheiden ist zwischen den Erschließungsbeiträgen, die für die 

erstmalige Herstellung einer Straße erhoben werden, und den Straßenausbaubeiträgen, 

welche die Verbesserung und Erneuerung einer Straße betreffen. War eine Straße bereits 

durch frühere Straßenbaumaßnahmen erstmalig und endgültig hergestellt, scheidet eine 

Beteiligung der Anlieger durch Erschließungsbeiträge aus, sodass sie mit 

Straßenausbaubeiträgen an der Baumaßnahme zu beteiligen waren. Ob eine Straße bereits 

erstmalig endgültig hergestellt worden war, beurteilt sich nach den in der gemeindlichen 

Erschließungsbeitragssatzung geregelten Herstellungsmerkmalen und dem gemeindlichen 

Bauprogramm. Ob es sich um die Festsetzung eines Erschließungs- oder eines 

Straßenausbaubeitragsbescheides handelt, ergibt sich aus dem Festsetzungsbescheid der 

Gemeinde. Entsprechendes gilt für Vorauszahlungsbescheide und Ablösevereinbarungen; 

diese müssen ebenfalls auf eine Straßenausbaumaßnahme gerichtet sein.  

• Weiterhin hat der Gesetzgeber in Art. 19a Abs. 7 Satz 4 KAG die ausgleichsfähige Festsetzung 

von Straßenausbaubeiträgen an weitere Anforderungen geknüpft. So muss die Festsetzung 

im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2017 erfolgt sein und es müssen 

mindestens 2.000 € gegenüber dem Antragsteller festgesetzt worden sein. 
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Wenn diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, konnte kein zulässiger Antrag auf Gewährung eines 

Härteausgleichs gestellt werden. 

Warum wurde mein Antrag wegen fehlendem Eigentum oder fehlender dinglicher 

Nutzungsberechtigung abgelehnt? 

Nach Art. 19a Abs. 7 Satz 4 Nr. 2 KAG konnte ein Antrag zulässigerweise nur gestellt werden, wenn 

der Antragsteller im Zeitpunkt der Antragstellung Eigentümer oder beitragspflichtig dinglich 

Nutzungsberechtigter des relevanten Grundstückes war. Beitragspflichtig im Hinblick auf 

Straßenausbaumaßnahmen sind nach dem Kommunalabgabengesetz nur bestimmte Gruppen von 

Anliegern. Dies ist insbesondere bei Eigentümern und Erbbauberechtigten der Fall. Nicht ausreichend 

ist das Vorliegen eines Wohnrechts oder eines Nießbrauchrechts. Daher scheidet die Gewährung 

eines Härteausgleichs von Gesetzes wegen aus, wenn nur eine andere Art der dinglichen 

Nutzungsberechtigung gegeben ist. Nach Art. 19a KAG kommt es für die Gewährung eines 

Härteausgleichs weiterhin nicht darauf an, von wem der Beitrag tatsächlich bezahlt wurde. 

Entscheidend ist allein, wem gegenüber er festgesetzt wurde und ob diese Person noch 

Grundstückseigentümer oder -erbbauberechtigter ist.  

Warum habe ich als Erbe keinen Härteausgleich erhalten? 

Nach Art. 19a Abs. 7 Satz 4 des Kommunalabgabengesetzes lag nur unter bestimmten 

Voraussetzungen eine Antragsbefugnis vor. Beispielsweise musste gegen den Antragsteller ein 

Straßenausbaubeitrag festgesetzt worden und der Antragsteller zusätzlich bei Antragstellung noch 

Eigentümer oder nach den Regelungen des Kommunalabgabengesetzes beitragspflichtig dinglich 

Nutzungsberechtigter des betroffenen Grundstückes gewesen sein. In diesem Zusammenhang sind 

verschiedene Fallgestaltungen möglich, die rechtlich unterschiedlich zu behandeln sind. In Fällen, in 

denen der Bescheidadressat vor Antragstellung verstorben ist, liegen die 

Zulässigkeitsvoraussetzungen nicht mehr vor. In Fällen, in denen der Antragsteller nach 

Antragstellung verstorben ist, kommt es darauf an, ob die übrigen Zulässigkeitsvoraussetzungen 

vorliegen, sodass im Einzelfall ein zulässiger Antrag vorliegen kann.  

Warum wurde ich nicht vor Entscheidung darauf hingewiesen, dass mein Antrag auf Grund meiner 

Angaben abgewiesen werden wird? 

Nach Art. 24 Abs. 1 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ermitteln Behörden den 

Sachverhalt von Amts wegen; hierbei bestimmen sie Art und Umfang der Ermittlungen. Soweit sich 

aus den gestellten Anträgen bereits entnehmen ließ, dass eine zulässige Antragstellung ausscheidet, 

fand keine weitere Sachverhaltsaufklärung statt.  

Was mache ich, wenn ich mit dem Ergebnis im Bescheid nicht zufrieden bin? 

Die Errichtung des Härtefallfonds im Zusammenhang mit der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge 

stellt eine freiwillige Leistung des Freistaates Bayern dar. Auf die Gewährung eines Härteausgleichs 

besteht nach Art. 19a Abs. 8 Satz 2 KAG kein Rechtsanspruch.  

Für das Verfahren „Härteausgleich Straßenausbaubeitrag“ besteht kein Widerspruchsverfahren. Der 

Freistaat Bayern hat diesen Rechtsbehelf in weiten Teilen abgeschafft. Für die Festsetzung eines 

Härteausgleichs besteht insoweit keine Ausnahme. Das bedeutet, dass mit Erlass des Bescheides nur 

die kostenpflichtige Klage gegen den Bescheid möglich ist. Weitere Hinweise hierzu finden sich im 

übermittelten Bescheid.  
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Beschwerden oder Nachfragen bei der Härtefallkommission oder ihrer Geschäftsstelle hemmen den 

Lauf der Klagefrist von einem Monat ab Bekanntgabe des Bescheides nicht. Mit Ablauf dieser Frist ist 

eine Klage grundsätzlich nicht mehr zulässig.  

Gegen wen muss ich eine Klage richten? 

Wenn Sie gegen den Bescheid der Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge Klage erheben 

wollen, ist diese gegen den Freistaat Bayern zu richten.  

Kann die Klagefrist verlängert oder ausgesetzt werden?  

Die Verwaltungsgerichtsordnung sieht eine Aussetzung oder einen Neubeginn der Klagefrist nicht 

vor. Diese begann mit Bekanntgabe des Bescheides zu laufen. Ihr Schreiben an die Geschäftsstelle 

der Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge wahrt laufende Rechtsbehelfsfristen nicht. 

Kann sich die Härtefallkommission nochmal mit meinem Einzelfall befassen? 

Die Errichtung des Härtefallfonds im Zusammenhang mit der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge 

stellt eine freiwillige Leistung des Freistaates Bayern dar. Auf die Gewährung eines Härteausgleichs 

besteht nach Art. 19a Abs. 8 Satz 2 KAG kein Rechtsanspruch. Die Härtefallkommission hat am 

29. Dezember 2021 auf Grundlage der vorliegenden Tatsachen abschließend über die Verteilung der 

zur Verfügung stehenden Mittel entschieden.  

Was mache ich, wenn ich neben dem Härteausgleich eine anderweitige Erstattung erhalten habe? 

Nach Art. 19a Abs. 10 des Kommunalabgabengesetzes gehen Erstattungsansprüche des Empfängers 

eines Härteausgleichs mit der Härteausgleichsgewährung in Höhe des bewilligten Härteausgleichs auf 

den Freistaat Bayern über.  

Sollten Sie vor Leistungsgewährung eine Erstattung erhalten haben, so waren Sie verpflichtet, dies 

der Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge mitzuteilen. Hierauf wurde im Antragsformblatt 

ausdrücklich hingewiesen. Wenn dies nicht erfolgt ist, wurde der Härteausgleich auf einer 

unzutreffenden Tatsachengrundlage ermittelt. Dies ist umgehend der Härtefallkommission 

mitzuteilen; der unzutreffende Bescheid wird aufgehoben.  

Kann ich jetzt noch einen Antrag auf Gewährung eines Härteausgleiches stellen? 

Nach Art. 19a Abs. 5 Satz 1 KAG konnten Anträge zulässiger Weise nur im Zeitraum vom 1. Juli bis 

31. Dezember 2019 gestellt werden. Eine spätere Antragstellung ist daher grundsätzlich nicht 

möglich.  

Wo kann ich weitere Informationen dazu erhalten, wie der Härtefallfonds verteilt wurde? 

Die Härtefallkommission wird dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

zeitnah einen Abschlussbericht vorlegen, in dem weitere Informationen und Auswertungen enthalten 

sein werden. Bis dahin dürfen wir um Geduld bitten. 
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H) Fragen des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit 

und Sport in der Sitzung vom 24. November 2021 
 

Ist die Antragsfrist bis 31. Dezember 2019 eingehalten oder noch einmal verlängert worden? 

In Art. 19a Abs. 5 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes hat der Gesetzgeber vorgesehen, dass 

Anträge nur vom 1. Juli 2019 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 gestellt werden können. Eine 

Gesetzesänderung fand nicht statt. 

Es gab einige Anträge, die außerhalb dieser Antragsfrist gestellt wurden.  

Liegen belastbare Aufgliederungen der Anträge nach den Gebietskörperschaften des Freistaates 

Bayern vor? 

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf obige Ausführungen verwiesen.  

Wie stellen sich die Personal- und Sachkosten der Geschäftsstelle dar? 

Der Freistaat Bayern hat bis zum 31. Dezember 2021 Mittel in Höhe von rund 3.500.000,00 Euro für 

die Härtefallkommission für Straßenausbaubeiträge und ihre Geschäftsstelle zur Verfügung gestellt. 

Warum sind die Einkommensverhältnisse bei den Bewertungskriterien nur mit 20% gewichtet 

worden? 

In Art. 19a Abs. 9 Satz 2 des Kommunalabgabengesetzes hat der Gesetzgeber der 

Härtefallkommission hinsichtlich des Vorliegens einer Härte sowie deren Gewichtung einen freien 

Beurteilungsspielraum zuerkannt. Für ihre Entscheidung hat er der Härtefallkommission in Art. 19a 

Abs. 9 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes insbesondere folgende Kriterien an die Hand gegeben: 

systemische Härte, zeitliche Nähe der Bekanntgabe des Beitragsbescheids zum 31. Dezember 2017, 

Einkommensverhältnisse, Höhe des Beitrags.  

In Ausübung ihres Spielraums hat die Härtefallkommission als Kollegialorgan die konkreten 

Umstände jedes Einzelfalls im Hinblick auf die im Gesetz genannten Kriterien im Rahmen einer 

Gesamtschau mit allen Anträgen bewertet. Die abstrakte Gewichtung der Kriterien beruht auf dem 

Gesamteindruck, den die Härtefallkommission von allen Anträgen gewonnen hat. Sie hat Eingang in 

die Einzelfallbewertung gefunden.  

Wie gliedern sich die durchschnittlichen Erstattungsbeträge an die Bezieher eines zu versteuernden 

Jahreseinkommens bis zu 100.000 Euro bzw. bis zu 200.000 Euro auf? 

Nach Art. 19a Abs. 7 Satz 4 Nr. 3 des Kommunalabgabengesetzes war antragsbefugt nur, wer im Jahr 

der Festsetzung der Belastung über ein zu versteuerndes Einkommen von nicht mehr als 100 000 €, 

bei Zusammenveranlagung von Ehegatten oder Lebenspartnern von nicht mehr als 200 000 € 

verfügte.  

Der durchschnittlich zuerkannte Härteausgleich bei Vorliegen einer Zusammenveranlagung und 

einem zu versteuernden Einkommen von bis zu 200.000 Euro beträgt 4.546,00 Euro. Bei einem zu 

versteuernden Einkommen bis zu 100.000 Euro beträgt der durchschnittlich zuerkannte 

Härteausgleich in den Fällen, in denen keine Zusammenveranlagung gegeben war, 4.556,48 Euro und 

4.385,38 Euro, wenn eine Zusammenveranlagung gegeben war.  

Wie definiert sich der Begriff der „Systemischen Härte“? 

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf obige Ausführungen verwiesen. 
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Gibt es Fälle der unerlaubten Beihilfe nach europarechtlichen Vorschriften? 

Nach Art. 19a Abs. 9 Satz 4 des Kommunalabgabengesetzes unterbleibt ein Härteausgleich, soweit er 

für den Betroffenen als unerlaubte Beihilfe nach europarechtlichen Vorschriften zu bewerten wäre. 

Hat es sich bei der Entscheidung der Kommission um Einzelfallentscheidungen gehandelt? 

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf obige Ausführungen verwiesen. 

 

 


